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Vertretung einer an Alzheimer erkrankten Frau im Eheschutzverfahren
Sachverhalt und Fragestellung

Der Ehemann einer an Alzheimer erkrankten und ca. seit einem Jahr in einem Pflegeheim lebenden Frau hat ein Eheschutzverfahren eingeleitet, worauf das Eheschutzgericht die Vor-mundschaftsbehörde aufforderte für die Frau eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 ZGB zu errichten. Die mit der Beistandschaft beauftragte Rechtsanwältin hat nun das Eheschutzverfahren sistiert und der VB beantragt, eine Vormundschaft oder mindestens eine Verwaltungsbeiratschaft zu errichten, da sie als Vertretungsbeiständin nicht in der Lage sei, die Interessen der urteilsunfähigen Ehefrau im Eheschutzverfahren zu vertreten und die nöti-gen Anträge betr. Unterhalt und allenfalls Gütertrennung zu stellen.

Der VB-Sekretär erkundigt sich, ob

· eine weiter gehende Massnahme erforderlich sei für die Interessenvertretung im Eheschutzverfahren,

· für die kranke Frau ausserhalb des Eheschutzverfahrens eine vormundschaftliche Massnahme erforderlich sei oder ob nicht der Ehemann gestützt auf die eheliche Beistandspflicht die nötige Fürsorge zu erbringen habe,

· es zutreffe, dass eine Scheidung nicht möglich sei wenn die Frau dauernd urteilsunfähig sei.

Erwägungen

1. Das Vormundschaftsrecht ist von den beiden Grundsätzen der Subsidiarität und der Verhältnismässigkeit beherrscht
. Liegt ein vormundschaftsrechtlich relevanter Schwächezustand und eine daraus sich ergebende Schutzbedürftigkeit vor und kann die Umgebung der betroffenen Person den nötigen Schutz nicht bieten und reichen dazu auch die Hilfestellungen von privaten oder öffentlichen Sozialdiensten nicht aus, ist jene vormundschaftliche Massnahme anzuordnen, die gerade so stark ist, aber nicht stärker, um damit das angestrebte Ziel zu erreichen 
.
 
2. In der Stufenfolge der vormundschaftlichen Massnahmen stellt die Vertretungsbei-standschaft nach Art. 392 Ziff. 1 und 3 die schwächste Massnahme dar
. Voraussetz-ung für die Anordnung einer Beistandschaft ist das Unvermögen der betroffenen Per-son, in einer oder mehreren Angelegenheiten selber in zweckmässiger Weise zu handeln, d.h. in einer Art und Weise, die geeignet ist, die eigenen Interessen gehörig wahrzunehmen. Dieses Unvermögen, zweckmässig zu handeln stellt die besondere Schutzbedürftigkeit dar, welche die Beistandschaft rechtfertigt
.

3. Der Beistand handelt kraft Gesetzes und behördlichen Auftrags, nicht als gewillkürter Stellvertreter, und kann im Rahmen seiner beistandschaftlichen Funktionen auch un-abhängig von allfälligen Willensäusserungen der verbeiständeten Person für diese handeln. Die Vertretungsmacht leitet sich aus dem Gesetz ab und ist nicht vom Willen des Vertretenen abhängig
.

4. Entgegen dem Wortlaut des Gesetzes dürfen mit der Vertretungsbeistandschaft mehrere Aufgaben gleichzeitig (Aufgabenpakete) und auch wiederkehrende und länger andauernde Aufgaben zugewiesen werden
. Die Beistandschaften nach Art. 392 Ziff. 1 und Art. 393 Ziff. 2 lassen sich kombinieren, wodurch bei entsprechender Umschreibung der Aufgaben des Beistandes umfassende Personen- und Vermögens-sorge auf Dauer ermöglicht wird. Die Kombination ist oft angezeigt bei der sog. Altersbeistandschaft, oder überhaupt für psychisch behinderte Personen, die breite Betreuungs- und Vertretungsbedürfnisse haben, diese jedoch wegen fehlender Urteils-fähigkeit nicht in Form eines eigenen Begehrens auszudrücken vermögen
 . Diese Beistandschaft ist im vorliegenden Fall indiziert, wenn es die Interessenwahrung der kranken Frau ausserhalb des Eheschutzverfahrens erfordert und diese nicht vom beistandspflichtigen Ehemann
 wahrgenommen werden kann oder wahrgenommen wird.

5. Im vorliegenden Fall geht es um eine Prozessbeistandschaft zur Wahrung der Interessen der betroffenen Person in einem Eheschutzverfahren. Dafür eignet sich die Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 ZGB fraglos, auch wenn die Bestel-lung eines Verfahrens- bzw. Prozessbeistandes u.U. nicht gestützt auf Art. 392 Ziff. 1, sondern aufgrund von entsprechenden Bestimmungen im kantonalen Verfahrensrecht erfolgt
. In dieser Eigenschaft ist der Beistand legitimiert, alle Anträge zur Interessen-wahrung der betroffenen Person zu stellen, namentlich auch im Bereich der Unter-haltsregelung und des Güterrechts, einschliesslich des Antrags auf Anordnung der Gütertrennung
 Einzig in absolut höchstpersönlichen Angelegenheiten kann der Beistand die verbeiständete Person nicht vertreten
. So kann der Beistand nie im Namen der vertretenen Person für diese eine Scheidungsklage einreichen. Hingegen vermag die Urteilsunfähigkeit eines Ehegatten den gesunden Ehegatten nicht daran zu hindern, die Scheidungsklage einzureichen. Die Interessen des urteilsunfähigen Ehe-gatten sind auch in diesem Fall durch einen Vertretungsbeistand wahrzunehmen.

6. Die Vertretung in eherechtlichen Verfahren und die (längerfristigen) Aufgaben im Rahmen einer kombinierten Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1/393 Ziff. 2 ZGB kann von der gleichen Person oder von zwei verschiedenen Personen wahrgenommen werden.

Schlussfolgerungen

Gestützt auf die obigen Erwägungen sind die eingangs gestellten Fragen wie folgt zu beantworten:

1. die Interessenwahrung der alzheimerkranken Person im Rahmen des Eheschutz-verfahrens ist durch eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 ohne weiteres möglich.

2. Falls ausserhalb des eherechtlichen Verfahrens vormundschaftliche Massnahmen erforderlich sind, ist am ehesten eine kombinierte Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1/393 Ziff. 2 ZGB in Betracht zu ziehen.

3. Der gesunde Ehepartner kann eine Scheidungsklage einreichen auch wenn der andere Ehepartner dauernd urteilsunfähig ist. Für diesen ist jedoch nach herrschender Lehre eine Einreichung der Scheidungsklage durch einen Vertreter unmöglich, da es sich um ein vertretungsfeindliches absolut höchst persönliches Recht handelt.
Niederrohrdorf, 19. Mai 2008 
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